
  
  
 

Anhang 3 

Auszug aus der Organisationsverordnung Nr. 320 

 

Art. 30 Informationsgrundsätze  

1 Der Gemeinderat hat die Informationspflicht gemäss Art. 37 Abs. 4 der Gemeindeordnung wahrzuneh-

men.  

2 Gute Führung bedingt eine gute Informations- und Kommunikationspolitik. Hierzu wird auf das Kommu-

nikationskonzept im Qualitätshandbuch verwiesen.  

3 Mit einer aktiven und offenen Informationspolitik fördern Gemeinderat und Verwaltung ihre Beziehun-

gen zur Öffentlichkeit und vermitteln Grundlagen zur Meinungs- und Willensbildung.  

4 Die Informationstätigkeit ist wesentlicher Bestandteil der Gemeindepolitik. Informationsaspekte sind 

frühzeitig in alle Geschäfte einzubeziehen. Es ist bereits über Ideen oder wichtige Zwischenergebnisse zu 

informieren.  

5 Die Informationsbedürfnisse der Öffentlichkeit sind möglichst breit abzudecken.  

6 Die Informationstätigkeit wird begrenzt durch schutzwürdige öffentliche und private Interessen, nament-

lich durch den Persönlichkeitsschutz, sowie durch die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit bei Angelegen-

heiten, die ihrer Natur nach oder gemäss besonderer Vorschrift geheimzuhalten sind.  

 

Art. 31 Zentrale Informationsstelle  

1 Die Gemeindekanzlei koordiniert die Informationstätigkeit der Behörde und der Verwaltung nach innen 

und nach aussen. Die Gemeindeschreiberin oder der Gemeindeschreiber wird bei dieser Aufgabe von 

einer Kommunikationsbeauftragten bzw. einem Kommunikationsbeauftragten unterstützt. Aufgaben kön-

nen ganz oder teilweise delegiert werden.  

2 Die zentrale Informationsstelle ist Anlaufstelle für die Medien. Sie gibt nach Möglichkeit Auskunft oder 

leitet Anfragen primär an das zuständige Mitglied des Gemeinderates, allenfalls an die Mitarbeiterin oder 

den Mitarbeiter, weiter.  

3 Die zentrale Informationsstelle führt ein Verzeichnis über die Medienmitteilungen sowie die in den 

Printmedien erschienenen Artikel über die Gemeinde und orientiert den Gemeinderat regelmässig dar-

über.  

 

Art. 32 Auskunftsbefugnis  

1 Auskünfte von wesentlicher politischer Bedeutung an Medien oder an nicht direkt betroffene Personen 

werden nur vom zuständigen Mitglied des Gemeinderates erteilt.  

2 Abteilungs-, Bereichs- und Ressortleiterinnen und -leiter sind befugt, Auskünfte sachlicher Art, ohne 

persönliche Meinungsäusserung, an Medien oder an nicht direkt betroffene Personen abzugeben. Nach 

erfolgter Auskunft ist das zuständige Gemeinderatsmitglied durch die betreffende Person zu orientieren.  

 

Art. 33 Mitteilungen an die Bevölkerung  

1 Der "Blickpunkt" ist offizielles Mitteilungsorgan der Gemeinde. Behörden und Verwaltung orientieren 

mittels "Blickpunkt" die Bevölkerung mehrmals jährlich über ihre Tätigkeit sowie über Aktivitäten und 

Probleme von allgemeinem kommunalen Interesse.  

2 Das Redaktionsteam unter Leitung des zuständigen Gemeinderatsmitgliedes ist verantwortlich für die 

Redaktion und die Produktion des "Blickpunkts". Es orientiert den Gemeinderat über den Inhalt der ein-

zelnen Ausgaben.  

3 In Ausnahmefällen können die Departemente die Bevölkerung oder einzelne Bevölkerungsgruppen mit-

tels Briefen, Flugblättern oder Veranstaltungen über Sachfragen orientieren. Dazu ist die Zustimmung 

des zuständigen Mitglieds des Gemeinderates notwendig.  

4 Die Gemeindekanzlei koordiniert in Zusammenarbeit mit dem zuständigen Gemeinderatsmitglied und 

dem zuständigen Departement die Erstellung von Botschaften über Sachfragen, die der Bevölkerung zur 

Abstimmung vorgelegt werden.  



 
 
 

Seite 2/2 

5 Die Bevölkerung wird auf den Internetauftritten der Gemeinde laufend über Neuigkeiten informiert. Für 

den Aufbau und die Aktualisierung der Internetauftritte ist die zentrale Informationsstelle verantwortlich, 

die Aufgaben delegieren kann.  

 

Art. 34 Mitteilungen an die Medien  

1 Die zentrale Informationsstelle orientiert die Medien auf Weisung des Gemeinderates über Entscheide 

des Gemeinderates sowie über Mitteilungen von wesentlicher politischer Bedeutung.  

2 Pressemitteilungen werden in Absprache mit dem zuständigen Gemeinderatsmitglied durch die zentrale 

Informationsstelle an die Medien weitergeleitet.  

3 Medienorientierungen sind ausschliesslich Sache des Gemeinderates (Ausnahme: Feuerwehr).  

4 Für den Erlass von Pressesperren ist der Gemeinderat zuständig. Solche gelten generell für Berichte 

und Anträge des Gemeinderates an den Einwohnerrat, falls eine Medienorientierung stattfinden soll.  

 

Art. 35 Mitteilungen an den Einwohnerrat und die Parteien  

1 Der Einwohnerrat und die Parteien werden periodisch über die Entscheide der Regionalverbände und -

verträge orientiert sowie mit Grundlagen zu Angelegenheiten von wesentlichem politischem Interesse 

versorgt.  

2 Das Sekretariat des Einwohnerrates leitet die Informationen auf Weisung des Gemeinderates an das 

Büro beziehungsweise an die Mitglieder des Einwohnerrates weiter.  

3 Die zentrale Informationsstelle ist auf Weisung des Gemeinderates zuständig für die Orientierung der 

Parteien.  

 

Art. 36 Mitteilungen an die gemeinderätlichen Kommissionen  

Die zuständigen Mitglieder des Gemeinderates organisieren den Informationsfluss zuhanden der ge-

meinderätlichen Kommissionen selbst. 

 


